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Arbeiten zur "britischen Krise" sind nicht erst seit den 

sechziger oder siebziger Jahren dieses Jahrhunderts ge-

schrieben worden. 1931 legte der angesehene französische 

Soziologe und Politikwissenschaftler Andre Siegfried 

eine Studie zur "britischen Krise im 20. Jahrhundert" 

vor, die umgehend eine intensive Debatte auslöste - und 

1975 wegen "ihrer Aktualität" (so der Verlag) in der vom 

Autor 1932 überarbeiteten Fassung ungekürzt neu aufge-

legt wurde.
1
 Nach A. Siegfried schlug sich die "Krise" 

Großbritanniens am deutlichsten im ökonomisch-sozialen 

Bereich nieder. Sie manifestierte sich vornehmlich in 

der "Kontraktion der Exporte"; soziale Folge war die 

Massenarbeitslosigkeit; ihr unmittelbarer Anlaß war das 

Fehlen einer ausreichenden Gewinnspanne bei den Unter-

nehmen. Großbritannien war eines der Länder geworden, wo 

die Industrieproduktion am teuersten geworden war: "Nous 
2 

voici au coeur du probleme britannique". 

Freilich lagen für A. Siegfried die Ursachen der Krise 

tiefer; sie reichten weit in die Geschichte zurück. Eng-

land hatte das "säkulare Privileg"
3
 seines Industria-

lisierungsvorsprungs verloren und nicht rechtzeitig die 

Anpassung an die strukturellen Veränderungen der Welt-

wirtschaft vollzogen. Für A. Siegfried handelt es sich 

im Kern um eine Krise des "viktorianischen England", 

weniger um eine solche des England seiner Zeit: "das 

gegenwärtige England gründet noch zu stark auf den Prin-

zipien, den Methoden, den Bedingungen des 19. Jahrhun-

derts. Das viktorianische England muß sich selbst revi-

dieren, ohne Gnade; die Welt, die es umgibt, hat sich 

geändert; was den englischen Erfolg von 1850 ausmachte, 
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kann nicht mehr den englischen Erfolg von 1931 ausma-

chen».
4 

Siegfrieds scharfsinnige Studie reflektierte indirekt 

und ungewollt Schwierigkeiten, die sich bei späteren 

Untersuchungen der "britischen Krise" immer wieder ge-

stellt haben. Siegfried gelingt es nicht, den Krisenbe-

griff analytisch sauber zu verwenden und zu bestimmen, 

worin die "Krise" bestand. Er scheint sie weithin mit 

"wirtschaftlicher Depression", mit "ökonomischer Krank-

heit" zu identifizieren und spricht an anderer Stelle 

gar davon, daß der Begriff Krise "vielleicht ungenau" 

sei; es handele sich "eher um eine Art chronische Krank-

heit, die selbst verschiedene Aspekte und unterschiedli-

che Phasen" beinhalte.^ Relativer wirtschaftlicher Nie-

dergang, wie er in jener Zeit erfolgte, bedeutet nicht 

notwendigerweise politischen oder sozialen Niedergang, 

obwohl alle drei miteinander verbunden sind.^ Bereits 

A. Siegfried bemerkte, was späteren Diagnostikern der 

"Krise" immer wieder aufgefallen ist: die Stabilität des 

britischen politischen Systems, die Verankerung demokra-

tischer Prinzipien in breiten Schichten der Bevölkerung, 

das weitgehende Fehlen eines Krisenbewußtseins: "Eng-

land", so meinte er, "ist ohne Kompaß, doch die Masse 

der Bevölkerung bleibt unerschütterlich" (imperturba-

ble).
7 

Sieht man von der Problematik des Krisenbegriffs und der 

Charakterisierung der beobachteten Erscheinungen als 

"britischer Krise" ab und widmet man sich begrenzteren 

Themen, bietet die Untersuchung A. Siegfrieds für eine 

Analyse der Problemlagen in Politik, Wirtschaft und Ge-

sellschaft des Landes oder der möglichen politischen 

Optionen des Inselreiches einen brauchbaren Einstieg. In 

manchem stimmt die neuere Forschung mit seinen Aussagen 

überein. Wie A.Siegfried sieht sie die Ursachen der 

wirtschaftlichen Misere in einer Kombination innerer und 

äußerer Faktoren, betont sie die Last, die der frühe 

Start der Industrialisierung und die Monopolstellung des 

19. Jahrhunderts langfristig für Struktur, Organisation 

und Ausrüstung der Industrie - wie auch für die Mentali-
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tät der gesellschaftlichen Handlungsträger - mit sich 

brachten. Umstritten ist, ob den Löhnen jene hohe Bedeu-

tung für den Verfall der Ausfuhren und für die Arbeits-
o 

losigkeit zukommt, wie A.Siegfried annimmt. Einig ist 

sich hingegen die Forschung darin, daß die britische 

Wirtschaft der Zwischenkriegszeit zu sehr den traditio-

nellen, technisch und organisatorisch zumeist rückstän-

digen Stapelindustrien verhaftet und ein tiefgreifender 

Strukturwandel weg von den "alten
11
 Sektoren hin zu den 

"neuen" Wachstumsbranchen erforderlich war. Zugleich 

wird behauptet, daß aufgrund historisch-struktureller 

Gegebenheiten die alten Erwerbszweige selbst nicht in 

der Lage waren, aus sich heraus die technische und orga-

nisatorische Transformation vorzunehmen, daß hierfür 

vielmehr - wie für die Anpassung der Gesamtwirtschaft an 

die veränderten weltwirtschaftlichen Bedingungen über-

haupt - die Unterstützung oder die leitende Hand einer 

"central agency"^ erforderlich waren. Gedacht wird dabei 

vornehmlich an den Staat. Nach A.Siegfried stieß man 

hier - bei der Rolle des Staates - auf die "fundamentale 

Spaltung der Geister und Parteien in Bezug auf die 

Lösung der Krise"
10
: Den liberalen Traditionen verhafte-

ten Anhängern des Laissez-faire standen unversöhnlich 

die "Interventionisten" gegenüber, für die nur über Re-

gierungshandeln die Schwierigkeiten des Landes überwun-

den werden konnten. 

Bei der Untersuchung der Aktivitäten des Staates hat 

sich die neuere Forschung bislang auf die Währungs- und 

Finanzpolitik, auf die allgemeine Wirtschafts-, Beschäf-

tigungs- und Sozialpolitik konzentriert. Umfang und Na-

tur amtlicher Tätigkeit werden äußerst unterschiedlich 

eingeschätzt. Einige Autoren haben den in seinen Auswir-

kungen verhängnisvollen Charakter der Regierungspolitik 

herausgearbeitet; S. Pollard sieht nicht zuletzt hierin 

- im "neglect of industry" - einen entscheidenden Grund 
11 

für den "industrial decline" des Landes. Andere Wissen-

schaftler wie S. Howson bescheinigen den staatlichen 

Instanzen für die dreißiger Jahre durchaus Lernfähigkeit 

und die Bereitschaft, neue Erkenntnisse aufzunehmen.
12 
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Während S. H. Beer oder T. F. Lindsay und M. Harrington 

die Politik der dreißiger Jahre als bewußten Bruch mit 

der liberal-kapitalistischen Tradition des Laissez-faire 

deuten ("government decisions of those years endowed 

Britain with a pattern of economic policy that was com-

prehensive and radically different from that of previous 

generations"
1
,sehen umgekehrt M.W.Kirby und B.W.E.Alf-

ord in den Wandlungen - gleichsam in Übereinstimmung mit 

dem traditionellen Stil britischer Politik - lediglich 

eine Vermehrung von ad hoc gegebenen, pragmatischen Ant-

worten auf unmittelbare und drängende Probleme der 

Zeit.
14 

Der "industrial policy" der Regierung ist bislang wenig 

Aufmerksamkeit geschenkt worden. "Perhaps the greatest 

need" aber, so hat jüngst ein britischer Forscher zu 

Recht gemeint, "is for more study of the evolution of 
1S 

government policy towards industry."
 J 

Dieser Beitrag beschäftigt sich mit der Politik White-

halls gegenüber zwei Stapelindustrien - Eisen und Stahl, 

Baumwolle -, gegenüber zwei Branchen also, deren ökono-

misch/soziale Bedeutung beachtlich war und deren jewei-

liges politisches Gewicht sich im Untersuchungszeitraum 

grundlegend wandelte. Auch ihre wirtschaftliche Entwick-

lung verlief in jener Periode unterschiedlich. Er sucht 

die Rolle des Staates bei der "Rationalisierung" und 

Reorganisation der genannten Branchen zu beleuchten. Er 

will zeigen - und die Gründe dafür darlegen -, daß im 

Gegensatz zum Kohle-Bergbau die Intervention in indirek-

ter Fo rm oder spät erfolgte. Wie auf dem Gebiet der 

Sozial- und Arbeitslosenpolitik sucht die Regierung auch 

hier ihr Engagement zu begrenzen und die Übernahme di-

rekter Verantwortung möglichst zu vermeiden.
1
^ 
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II. 

Die Antwort der Regierung auf die Schwierigkeiten der 

traditionellen Stapelindustrien lag in den zwanziger 

Jahren darin, über die Verbesserung der Wettbewerbsfä-

higkeit die verlorenen Exportanteile wiederzugewinnen 

und die Ausfuhren zu steigern. Dies stand im Einklang 

mit der von der Vorkriegszeit überkommenen, "externen" 

Strategie der Regierung, die darauf abzielte, die inne-

ren Probleme des Landes über Handel, Finanzen und die 

Rekonstruktion der Weltwirtschaft zu bewältigen. Die 

Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit und die Angleichung 

des unter dem Goldstandard überhöhten britischen Preis-

gefüges an das internationale Preisniveau sollten einmal 

über Lohnsenkungen erreicht werden - ein Weg, der vor-

nehmlich und mit verhängnisvollen Konsequenzen im Berg-

bau beschritten wurde. Ein anderer Weg schien darin zu 

bestehen, die Konkurrenzfähigkeit der britischen Indu-

strie über Rationalisierungsmaßnahmen zu verbessern. Der 

im zeitgenössischen Sprachgebrauch sehr vage benutzte 
17 

Terminus der "Rationalisierung" meinte soviel wie Zu-

sammenschlüsse von Unternehmen, Schaffung größerer wirt-

schaftlicher Einheiten, organisatorische Verbesserungen, 

um "economies of scale", die höchstmögliche Effizienz 

bei der Produktion, beim Vertrieb und Export von Waren, 

ganz allgemein: Kostenreduzierung zu erzielen. Dem Be-

streben, Fusionen zu fördern, lag die - für den Bergbau 

18 

angeblich "bewiesene" , ansonsten weitgehend ungeprüft 

übernommene - Annahme zugrunde, daß Großbetriebe effizi-

enter seien und es eine positive Korrelation zwischen 

Größe und Effizienz gebe. Rationalisierung konnte auch 

Kapazitätsabbau und das "Gesundschrumpfen" ("cut out 

dead wood") einzelner Industriezweige bedeuten. In eini-

gen Sektoren wie etwa der Baumwollindustrie überlagerte 

ab etwa 1930 die Frage des Kapazitätsabbaus alle anderen 

Probleme. Mit Rationalisierung war schließlich ganz we-

sentlich die Vorstellung von technischen Neuerungen ver-

knüpft. 

Mit ihrer Forderung nach Rationalisierung befand sich 

die Regierung im Einklang mit der "fortschrittlichen" 
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1 Q 

Gruppe der britischen Unternehmerschaft
 7

 und dem Groß-

teil der Banken. Auch die Gewerkschaften (über ihre Hal-

tung wissen wir bislang wenig) scheinen diese Bewegung 

zunächst mitgetragen zu haben - in einigen Fällen waren 

sie offenbar zunächst eine der treibenden Kräfte -, bis 

die unmittelbaren beschäftigungspolitischen Konsequenzen 

von Rationalisierung, nämlich die Entlassung von Ar-

beitskräften, immer deutlicher wurden. Ob und inwieweit 

der Gedanke bei den zahlreichen Klein- und Mittelbetrie-

ben Fuß gefaßt hat, ist unklar. Prägend für die Bewegung 

waren ausländische Vorbilder - besonders die USA und 

Deutschland -, Länder also, deren Wirtschaft ein weit 

höheres Ausmaß an industrieller Konzentration, an Mas-

senproduktion und Standardisierung der Waren als Groß-

britannien erreicht hatte. Nur große wirtschaftliche 

Einheiten schienen der Konkurrenz dieser Nationen ge-

wachsen zu sein. 

Mit der (außen-)wirtschaftspolitischen Umwälzung von 

1931/32 verschoben sich die Perspektiven und Prioritä-

ten. In der Machtstellung gesellschaftlicher Gruppen 

erfolgten wichtige Verlagerungen. An die Stelle des bis-

lang dominierenden Handels-, Finanz- und internationalen 

Dienstleistungssektors (City) traten Industrie, Förde-

rung der heimischen Landwirtschaft und Binnenmarktorien-

tierung. Großbritannien zog sich aus der Weltwirtschaft 

zurück und konzentrierte sich zur Überwindung der De-

pression auf nationale Maßnahmen; doch blieb angesichts 

der Exportabhängigkeit der Stapelindustrien und mit 

Rücksicht auf die Zahlungsbilanz sowie die Stabilität 

des Pfund Sterling das Bestreben, die internationale 

Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zu stärken, ein 

wichtiges Ziel amtlicher Politik. Von Rationalisierung 

war kaum mehr die Rede, wohl aber von der "reorganisati-

on" einzelner Industriezweige. An die Stelle der Fusi-

onsbewegung, die in den zwanziger Jahren vornehmlich in 

den neuen Wachstumsindustrien - und nur begrenzt in den 

hier interessierenden Stapelindustrien - zu beobachten 
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gewesen war, trat die Tendenz zur Bildung nationaler 

Kartelle und zum Abschluß restriktiver Abmachungen. Vor 

diesem allgemeinen Hintergrund sind die folgenden Aus-

führungen zu sehen. 

III. 

Die britischen Regierungen haben die Rationalisierung 

und Reorganisation der hier untersuchten Industriezweige 

vornehmlich indirekt gefördert. Sie gewährten begrenzte 

steuerliche Vergünstigungen, um den Prozeß zu beschleu-
20 

nigen : sie boten ihre Vermittlerdienste an, reichten 

ihre "helfende Hand" und räumten Schwierigkeiten aus dem 

Wege; häufig haben Vertreter Whitehalls hinter den Ku-

lissen eine aktivere Rolle gespielt als nach außen er-

kennbar. Das Kabinett hat sich mehrfach und wiederholt 

mit dieser Frage beschäftigt. Handlungsbestimmend frei-

lich blieb die Uberzeugung, daß die Privatwirtschaft am 

ehesten in der Lage sei, die Reorganisation und Anpas-

sung durchzuführen. Vornehmste Aufgabe des Staates war 

es, hierfür möglichst günstige Rahmenbedingungen zu 

schaffen. Die Übernahme unmittelbarer Verantwortung 

lehnten sie ab. 

Für die vorsichtige Haltung und die begrenzte Interven-

tionsbereitschaft lassen sich mehrere Gründe anführen. 

Da ist zunächst auf das Gewicht der historischen Tradi-

tion hinzuweisen. Großbritannien hatte im 19. Jahrhun-

dert ein wohl einzigartig zu nennendes Ausmaß von Ent-

haltsamkeit des Staates gegenüber der Wirtschaft erlebt. 

Dort hatte der Staat nicht jene aktive Rolle im Wirt-

schaftsleben gespielt wie das etwa in Deutschland oder 

in Frankreich (Colbertismus) der Fall gewesen war. Die 

einstige Vorherrschaft des Landes in der Weltwirtschaft 

wurde auf individuellen Unternehmergeist und private 

Initiative (nicht auf staatliche Förderung) zurückge-

führt. Bei den Industriellen verstärkte dies die Abnei-

gung gegen Eingriffe oder "Sehulmeisterei" seitens der 

Regierung. Bei dieser wiederum hatten die früheren Er-
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folge der Privatindustrie zu der Ansieht geführt, daß 

sie die Unternehmer nicht zu lehren brauche, was sie zu 

tun oder zu lassen hätten. Ihr fehlten die administrati-

ven Voraussetzungen und die technischen Fähigkeiten für 

eine direkte Förderung von Rationalisierungsmaßnahmen. 

Besondere Kennzeichen des britischen Regierungssystems 

wie etwa die starke Stellung des Schatzamtes, das sich 

gegen eine Ausweitung der Staatstätigkeit wandte, ver-

stärkten den Mangel. Freilich waren die Hindernisse im 

Staatsapparat nicht absolut. Das Mines Department des 

Board of Trade beispielsweise betätigte sich bereits in 

den zwanziger Jahren als aktive Lobby zugunsten organi-
21 

satorischer Wandlungen im Bergbau. Schlüsselfigur für 

die "industrial policy" Whitehalls und die hier behan-

delten Fragen wurde Sir Horace Wilson, ab November 1930 

Chief Industrial Adviser der Regierung. Wilson war nach 

seiner Zeit im Ministry of Labour mit seinem Stab zu-

nächst (1929/30) beim Amt des Lord Privy Seal, dann im 

Board of Trade tätig.
22 

Ein weiterer Grund war die "political backwardness of 

British industry", die in enger Beziehung zum besser 

bekannten Phänomen der "British industrial retardation" 

stand. Die "rückständige" Struktur der Industrie, ihre 

Heterogenität, ihre funktionale Differenzierung, ihre 

organisatorische Zersplitterung und die Polarisierung 

der Interessen verhinderten die Entstehung einer politi-

schen Führung unter den Industriellen. Sie verhinderten 

auch die Formulierung kohärenter Forderungen an das po-

litische System. Hier liegt ein wesentlicher Unterschied 

etwa zu Deutschland vor, wo sich die Organisierung der 

Industrie in kompakten wirtschaftlichen Einheiten und 

starken Verbänden zeitlich vor oder parallel zu der Eta-

blierung politischer Parteien vollzog und es der Indu-

strie in viel stärkerem Maße gelingen konnte, das poli-

tische System zu mediatisieren. In Großbritannien hinge-

gen standen etablierte Parteien, eine selbstsichere po-

litische Führung und ein gefestigtes Regierungssystem 

einer politisch unsicheren und innerlich zersplitterten 
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Unternehmerschaft gegenüber, die zudem im wirtschaftli-

chen und politischen Gesamtsystem des Landes lange Zeit 

hinter den Interessen der City zurückstehen mußte. 

Wichtig für das hier behandelte Thema ist, daß in Groß-

britannien jede Regierung, die in die Geschicke einzel-

ner, vornehmlich alter Branchen eingriff, in komplexe 

innerindustrielle Gegensätze verwickelt zu werden droh-
23 

te. Diese Gefahr bestand sowohl in der Eisen- und 

Stahl-, wie auch und in noch weit stärkerem Maße in der 

Baumwollindustrie. Letztere umfaßte etwa 3000 vom Wett-

bewerbskapitalismus geprägte, in Größe, Struktur und 

wirtschaftlicher Lage stark voneinander abweichende Fir-

men. Sie war horizontal aufgebaut und streng nach ein-

zelnen Sektionen (spinning, weaving, finishing, merchan-

ting) getrennt, innerhalb derer es wieder scharfe Unter-

scheidungen und Abgrenzungen gab. So waren in der Sekt-

ion der Spinnerei die "amerikanischen" Spinnereien (sie 

verarbeiteten Rohbaumwolle aus den Südstaaten der USA) 

streng geschieden von den "ägyptischen" Werken, die ih-

ren Rohstoff aus Ägypten bezogen. Beide Sektionen waren 

- das verschärfte die Differenzen - äußerst unterschied-

lich vom Verfall der Außenmärkte ab den zwanziger Jahren 

betroffen. 

Beide Industriezweige litten nach Uberzeugung der Regie-

rung an Überkapazitäten. Das Board of Trade schätzte die 

überschüssigen Anlagen bei Eisen und Stahl 1925 auf etwa 
24 

20% bis 25$. Da man die Produktivität (über die Schlie-

ßung von Anlagen hinaus) durch "economies of scale" und 

technische Verbesserungen zusätzlich erhöhen wollte, 

mußte Rationalisierung - das wurde Ende der zwanziger 

Jahre immer klarer - angesichts der allgemeinen Nachfra-

geschwäche zumindest kurzfristig zu erhöhter Arbeitslo-
25 

sigkeit führen ("technologische Arbeitslosigkeit") , 

mochten sich auch langfristig die Beschäftigungsmöglich-

keiten verbessern. Die Regierung wollte in jedem Fall 

vermeiden, für die Zunahme der Arbeitslosigkeit und das 

Schließen einzelner Betriebe direkt verantwortlich ge-

macht zu werden. 
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In der Baumwollindustrie war die Rationalisierung in 

hohem Maße mit der Einführung neuer Produktionstechniken 

und der Veränderung der Arbeits- und Lebensbedingungen 

verknüpft. Automatische Webstühle beispielsweise schie-

nen ohne den Übergang zum Zwei—Schichten—System nicht 

rentabel. Pläne zur Neuausrüstung mußten die Macht der 

Gewerkschaften berücksichtigen, die die Kontrolle über 

den Arbeitsprozeß, die Höhe des Akkordlohns und die An-

zahl der Maschinen pro Arbeiter nicht verlieren und den 

weiteren Verlust von Arbeitsplätzen nicht kampflos hin-

nehmen wollten:
 !t

. . . in Britain cotton managers had long 
Of\ 

since lost the right to manage their labor processes". 

Durch die schlechten Erfahrungen mit dem Bergbau zusätz-

lich gewarnt, wollte die Regierung nach Möglichkeit 

nicht in die Konflikte zwischen Kapital und Arbeit hi-
27 

neingezogen werden '; auch die Labour-RegierungC1929/31) 

vertrat die Auffassung, daß diese Fragen von den betei-

ligten Gruppen selbst gelöst werden sollten. 

Diagnose und Therapie fielen bei Industrie und politi-

scher Führung unterschiedlich oder gar gegensätzlich 

aus. Das war insbesondere in den zwanziger Jahren und 

vornehmlich auf dem Gipfel der Weltwirtschaftskrise bis 

zur großen Umwälzung von 1931/32 der Fall. Im Unter-

schied zum Board of Trade sah der Direktor des Zentral-

verbandes der Eisen- und Stahlindustrie, Sir William 

Larke, die Lage weniger durch überschüssige Kapazitäten 

als durch Unterkonsumtion gekennzeichnet; er unterschied 

wiederholt zwischen "effective" und "potential demand", 

mit der Maßgabe, die zweifellos vorhandene größere "po-

tentielle" Nachfrage - über eine weniger restriktive 
Geld- und Währungspolitik - zur "effektiven Nachfrage zu 

28 

machen. Die schwache Nachfrage erklärte man als vor-

übergehende, auf einen zyklischen Abschwung zurückzufüh-

rende Erscheinung; die Regierung sollte mit zeitlich 

befristeten Maßnahmen über die Phase hinweghelfen, bis 
29 

der erwartete Aufschwung einsetzte. 

Weit strittiger war die Schutzzollfrage. Sie stand - das 

gilt für Stahl - in direktem Zusammenhang mit dem Thema 

der Rationalisierung. Führende Vertreter der Regierung 
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sahen in Zusammenschlüssen das Heil für die Probleme der 

Branche. Die Meinungen darüber freilich, wie hoch die 

aus Fusionen zu erwartenden Kosteneinsparungen sein wür-

den, gingen unter ihnen extrem weit auseinander. Das 

Committee of Civil Research und das nach seinem Vorsit-

zenden benannte Sankey Committee, ein Unterausschuß des 

Economic Advisory Council, die 1925 und 1929/30 die Lage 

der Stahlindustrie untersuchten, empfahlen zwar eben-

falls mit Nachdruck Zusammenschlüsse, gaben aber keiner-

lei Hinweise darauf, welche Auswirkungen die Maßnahme 

auf die Kosten konkret haben würde. Die Stahlerzeuger 

bestritten nicht die potentiellen Vorteile von Fusionen; 

sie führten darüber auch langwierige Verhandlungen und 

diskutierten mehrere Projekte, ohne freilich zu greifba-

ren Ergebnissen zu gelangen.^
0
 Sie schrieben ihnen aber 

nur eine verhältnismäßig geringe Wirkung zu; auch würden 

sich die zu erwartenden Vorteile erst allmählich ein-

stellen. Sie konnten auf zeitgenössische Berechnungen 

verweisen, nach denen ein neues integriertes Werk zur 

Deckung der Zinsen und Abschreibungen zu 80 % ausgela-

stet sein mußte, um den gleichen Ertrag wie eine beste-

hende Anlage zu erzielen, die nur zu 40% ausgelastet 

w a r . ^ In den zwanziger Jahren aber lag die Auslastungs-

quote stets unter 80 %. 1921 und 1926 (dem Jahr des 

Generalstreiks) betrug sie gar nur etwa 30 %. Die erfor-

derlichen Einsparungen und die Kräftigung der Industrie 

konnten nach Uberzeugung der Produzenten - das war ihr 

Schlüsselargument - nur aus der Monopolisierung des Bin-
32 

nenmarktes (also Schutzzoll) resultieren : Nur die sich 

daraus ergebende bessere Auslastung der Werke könne die 

notwendigen Kostenreduzierungen bringen. Rationalisie-

rung war vor der Gewährung von Zollschutz unmöglich. Sie 

erforderte erhöhte Kapazitätsauslastung, und diese konn-

te nur aus einem monopolisierten Binnenmarkt resultie-

ren . 

Die Regierungen sahen bis 1931 die Dinge genau umge-

kehrt: Zollschutz würde Reformen v e r h i n d e r n ^ u n d zudem 

eine ungerechtfertigte "Belohnung für Ineffizienz" dar-

stellen. Für die Konservativen war die Schutzzollfrage -

und hier lag wohl der Kern des Problems - ein politisch 
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höchst brisantes Thema. Schutz der Stahlindustrie schien 

ohne die Einführung eines Generaltarifs nicht möglich. 

Ein Generaltarif aber drohte der Partei erneut, wie be-

reits 1923, eine Niederlage bei den Parlamentswahlen 

einzutragen. Die Stahlerzeuger behaupteten keineswegs zu 

Unrecht, daß ihre Interessen wähl taktischem und partei-

politischem Kalkül geopfert würden, und Premierminister 

S. Baldwin bestätigte sie in ihrer Einschätzung, wenn er 

den Stahlindustriellen offen erklärte: "The whole ques-

tion of duties as you know is inextricably mixed up in 
"3 II 

this country with politics". 

In der großen Krise verhärteten sich die Fronten. "Poli-

tik" und "Wirtschaft" blockierten sich gegenseitig. Füh-

rende Vertreter der Stahlindustrie betrieben eine Art 

Investitionsstreik: keine Investitionen ohne vorherigen 

Schutz gegen die Einfuhr ausländischer Erzeugnisse. Die 

Regierung hingegen, gestärkt durch den Bericht des San-

key-Committee, stellte Unterstützung erst nach Reorgani-

sationsmaßnahmen (in Form von Zusammenschlüssen auf re-

gionaler Ebene) in Aussicht. Handelsminister Graham so-
35 

wie die Iron and Steel Trade Confederation, die führen-

de Stahlarbeitergewerkschaft, wollten die Patt-Situation 

durch die Uberführung der Industrie in eine Public Uti-

lity Corporation überwinden; sie scheiterten mit ihrem 

Vorschlag aber am Einspruch führender Kräfte der Labour-

Regierung selbst (insbesondere Snowden) und am energi-

schen Widerstand der Bank von England, die damit drohte, 

ihre gesamten Aktivitäten zur Modernisierung der Stapel-

industrien einzustellen.-^ Die Konservativen hingegen, 

die aus den Neuwahlen von 1931 als Sieger hervorgingen 

und ab Spätsommer 1931 im wesentlichen die Regierungspo-

litik der dreißiger Jahre bestimmten, änderten 1929/31 

nicht nur ihre Haltung zum Schutzzoll. Sie schwenkten 

auch in der Frage der Reihenfolge von Schutzzoll/Ratio-

nalisierung Anfang 1931 auf die Linie der Erzeuger 
. 37 ein. 

Ähnliche, wenn auch nicht so scharfe Gegensätze gab es 

bei der Behandlung der Baumwollindustrie. Bis etwa 

1927/28 glaubten viele ihrer Vertreter an eine Rückkehr 

100 



zur "Normalität" der Vorkriegsjähre. Das war, wie wir 

heute wissen, unrealistisch, aber nicht sehr erstaun-

lich, hatte doch die Branche 1914 auf ein Jahrhundert 

nahezu ununterbrochenen Wachstums und steigender Prospe-
o Q 

rität zurückblicken können. Es hatte auch in der Ver-

gangenheit mehrere Krisen gegeben, die jedoch stets nach 

einiger Zeit überwunden worden waren. Im Ersten Welt-

krieg und in der frühen Nachkriegszeit noch waren ihre 

Organisation und Struktur als beispielhaft, die Baum-

wollindustrie insgesamt als Vorbild einer sich allein 

über die Marktkräfte vollziehenden, erfolgreichen "auto-
39 

matischen" Anpassung betrachtet worden.
 7
 Ende der zwan-

ziger Jahre jedoch sah sich die Industrie starker Kri-
40 

tik ausgesetzt und setzte sich auch in allen Sektionen 

der Branche allmählich die Erkenntnis durch,daß das Ex-

portvolumen der Vorkriegszeit nicht mehr erreicht werden 

könne, daß Lancashires Probleme nicht nur konjunktu-

reller, sondern struktureller Art und neue Antworten 

erforderlich seien. 

Auch die Regierung war zu dieser Einsicht gelangt, ohne 

freilich zu wissen, was konkret getan werden sollte. 

Ihre Vertreter befürworteten Fusionen, ohne genaue Vor-

stellungen davon zu haben, wer mit wem zusammengehen 
sollte, ob horizontale oder vertikale Konzentration das 

41 
geeigneteste Mittel seien, etc. 

Die Fabrikanten freilich sahen (wie die Stahlerzeuger) 

einen Großteil ihrer Schwierigkeiten "politisch" verur-

sacht. Die Verluste von Exportmärkten, der Rückgang der 

Gewinne, die Arbeitslosigkeit, die Kurzarbeit und andere 

Schwierigkeiten führten sie auf die Währungspolitik der 

Regierung, die Zölle Indiens, die Unruhen in China oder 

aber auf die niedrigen Löhne Japans zurück, auf Faktoren 

also, über die die Industrie selbst "keine Kontrolle" 

habe. Oder aber sie schoben ihre Problme auf Defizite 

anderer Sektionen und deren "ausbeuterische" Praktiken. 

Solang die Regierung, so die Argumentation der Textilfa-
42 

brikanten^ , die Interessen Lancashires in Indien nicht 

energischer verteidige, in China nicht "Ordnung schaffe" 

oder - ei n Gesichtspunkt, der für die Industrie zuneh— 
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mend an Bedeutung gewann - die Währungsrelationen nicht 

zugunsten der Ausfuhrindustrie verändert habe, seien 

Investitionen unrentabel und Reformen unmöglich. Hier 

fand eine ähnliche wechselseitige Blockierung statt wie 

im Stahlbereich. Umstritten war zudem, ob, wie die Re-

gierung glaubte, die Schaffung größerer Einheiten die 

Wettbewerbsfähigkeit überhaupt erhöhen würde. Fusionen 

drohten nicht nur die von den Unternehmen für erforder-

lich gehaltene Flexibilität zu untergraben. Hit Zusam-

menschlüssen war das Ziel verknüpft, in stärkerem Haße 

die Herstellung von standardisierten Hassengütern zu 

ermöglichen. Es war aber fraglich, ob es gelingen konn-

te, den an Japan und andere Niedriglohnländer verlorenen 

Handel mit billigen Hassengütern zurückzugewinnen. Viel 

spricht für die Annahme, daß die Verlagerung auf Quali-

tätsgüter langfristig eine realistischere Antwort auf 

die strukturellen Verschiebungen in der Weltbaumwolltex-

tilindustrie darstellte als die Hinwendung zu billigen 

Hassenartikeln. 

Die Kontroversen zwischen Regierung einerseits, Stahl-

und Baumwollindustrie andererseits werfen die Frage nach 

den Mitteln auf, die der Regierung zur Verfügung stan-

den, um ihre Absichten zu verwirklichen. In der Praxis 

sah die politische Führung wenig Höglichkeiten, ihre 

Vorstellungen gegenüber einer widerwilligen Industrie 

durchzusetzen. Schutzzoll fiel als "bargaining counter" 

aus, weil Whitehall überzeugt war, daß er den Reorgani-

sationsprozeß verhindern würde. Die Gewährung von finan-

ziellen Anreizen in Form von staatlich garantierten An-

leihen (trade facilities) stieß einmal auf Widerstände 

im Schatzamt. Vorstößen in dieser Richtung (Hitte 1928) 
43 

durch Handelsminister Ph. Cunliffe-Lister wurde zudem 

durch das rasche Handeln des Gouverneurs der Bank von 

England gleichsam die Grundlage entzogen. Um einer even-

tuellen Intervention Whitehalls vorzubeugen, betrieb H. 

Norman Anfang 1929 in einer Rettungsaktion für die Ban-

ken die Bildung der Lancashire Cotton Corporation, die 

bis Ende Oktober 1932 9,5 Hillionen Spindeln (aus einem 

Gesamtbestand von über 50 Hillionen) und 109 hochver-

schuldete Spinnereien der "amerikanischen" Sektion er-
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warb. Zudem rief die Notenbank 1929/30 den Securities 

Management Trust (SMT) und die Bankers
1
 Industrial Deve-

lopment Company (BIDC) ins Leben.^ Die Institutionen 

hatten die Aufgabe, Rationalisierungsprojekte in den 

Stapelindustrien zu prüfen und zu fördern. Sowohl die 

Konservativen als auch maßgebliche Kräfte der Labour-

Regierung (Snowden und Thomas) begrüßten die Initiative. 

Forderungen anderer Kabinettsmitglieder nach einer akti-

veren, direkteren Rolle des Staates wehrten sie u.a. mit 

dem Hinweis auf die Aktivitäten der Bank von England 

K
 4 6 

ab. 

Überhaupt hofften die Verantwortlichen, das Problem der 

Rationalisierung indirekt durch die Einflußnahme der 

Banken auf die Industrie angehen zu können. Grundlage 

ihrer Annahme war, daß sich eine Reihe von Unternehmen 

der Eisen- und Stahlindustrie wie auch zahlreiche Grob-

spinnereien im Ersten Weltkrieg und in der Boomperiode 

der frühen Nachkriegszeit gegenüber den Joint Stock 

Banks und einigen regionalen Banken in Lancashire stark 

verschuldet hatten. Von Vertretern Whitehalls wurden die 

Finanzinstitute ermuntert, ihre Position als Gläubiger 

zur Durchsetzung von Reformen zu nutzen. 

Doch waren die Geschäftsbanken zu der ihnen von der 

Regierung angedienten Rolle weder geeignet noch bereit. 

Ihnen fehlte, durch die Tradition der Nichteinmischung 

in Angelegenheiten der Industrie und in die direkte Lei-

tung der Unternehmen bedingt - hier liegt bekanntlich 

ein wichtiger Unterschied zur deutschen Bankenpraxis vor 
47 

- das hierfür notwendige Expertenwissen. 'Ihre Macht war 

begrenzter als vielfach angenommen wird. Sie gewährten 

den verschuldeten Unternehmen eher weitere Oberziehungs-
48 

kredite, als daß sie diese zur Liquidation zwangen. 
Häufig hatten nicht die Banken, sondern andere Gläubi-

üq 

gergruppen den ersten Anspruch.
 7

Sie hofften, später ihr 

Geld wieder zurückzubekommen, was dann auch in der Ei-

sen» und Stahlindustrie ab etwa 1934 der Fall war. In 

der Baumwollindustrie war ihr Einfluß nach Sektionen und 

Unternehmen sehr unterschiedlich. Er war relativ gering 

bei den Webereien und der Sektion der Kaufleute, hoch 
103 



hingegen bei den "amerikanischen" Spinnereien. Doch wa-

ren selbst hier ihrem Durchsetzungsvermögen Grenzen ge-

setzt. Sie vermochten es offenbar nicht, die Einhaltung 

der in den dreißiger Jahren getroffenen Mindestpreisab-

sprache durch die bei ihnen verschuldeten Werke zu ge-

50 
währleisten. Schließlich wollten die Banken den Vorwurf 
vermeiden, über "money trusts" die britische Industrie 

51 

zu beherrschen. Sie gaben vielmehr den ihnen von der 

Regierung zugespielten Ball an diese zurück: Sie wollten 

ihren Einfluß lediglich zur "Unterstützung von Regie-
52 

rungshandeln" geltend machen, das auch ihren Vorstel-

lungen zufolge - hier wiederum deckten sich trotz aller 

Unterschiede die Auffassungen von Banken, Industrie und 

Regierung - nicht in "direkter Intervention" in die Ge-
53 

schicke der Industrie bestehen sollte. 

Mochten die Joint Stock Banks nicht bereit sein, bei der 

Rationalisierung voranzugehen, so blieben Verantwortli-

che in Whitehall doch der Uberzeugung, daß nur der 

"Markt" (die Issuing Houses, das Anlagepublikum) beur-

teilen könne, ob bestimmte Projekte wirtschaftlich "ge-

sund" seien oder nicht. Nur das Wirken der "Marktkräfte" 

schien die Gewähr dafür zu bieten, daß die erforderliche 

Strukturanpassung mit der notwendigen Härte und Ent-

schiedenheit durchgeführt wurden. Das britische Schatz-

amt und Snowden wiesen mit Nachdruck darauf hin, daß der 

Rationalisierungsprozeß der alten Stapelindustrien 

äußerst schmerzhaft und mit vielen Opfern verbunden sei. 

Sie hielten eine "Reinigungskrise" für erforderlich und 

waren offenbar gewillt, die politischen, sozialen und 

wirtschaftlichen Folgen in Kauf zu nehmen. Forderungen 

nach einer aktiveren, gestaltenden Rolle des Staates und 

nach der Bereitstellung finanzieller Mittel durch die 

Regierung, um die Strukturanpassungen zu beschleunigen 

und zu erleichtern, wurden in Ubereinstimmung mit der 

herrschenden Deflationspolitik nachdrücklich verworfen. 

Greife die Regierung ein, bestehe die Gefahr, daß poli-

tischer Druck ausgeübt werde, Anlagen in Betrieb zu hal-

ten, die geschlossen werden müßten, "or otherwise to 

temper the wind to those who would be adversely affec-
ted".5* 



Es ist zu bezweifeln, ob ein solcher Kurs den Schwierig-

keiten der Zeit oder denen der Stapelindustrien gerecht 

wurde. Rationalisierung erfordert Investitionen. Sie 

werden getätigt, wenn Gewinnaussichten bestehen. Eben 

diese aber waren in der großen Krise nicht mehr vorhan-

den öder wurden skeptisch eingeschätzt. Die wiederholten 

Versicherungen von RegierungsVertretern und der Bank von 

England an die Adresse ihrer Kritiker, "that no sound 

schemes have failed to make progress for lack of finan-
55 

ce" »gingen am Kern des Problems vorbei. Stahlindustri-

elle wie Sir John Beale (Guest, Keen & Nettlefolds, 

Ltd.) oder John Craig (David Colville & Sons) erklärten, 

daß unter den gegebenen Umständen keine Investition pro-

fitabel sein könne und daß sie solche nicht vornehmen 

würden. Für sie war der Ertrag des investierten Kapitals 
entscheidend, nicht, ob und wie das Kapital aufgebracht 
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würde. Ähnlich argumentierten die Spinner, z.T. auch 

die Weber. "... when trade was bad and everyone too 

depressed to see a profit even in rationalisation", so 

erkannte auch Ch. Bruce Gardner, Industrieberater Monta-
57 

gu Normans, auf dem Gipfel der Krise , fehlte die ent-

scheidende Voraussetzung für Investitionen überhaupt. 

Dem Dilemma konnte die Regierung einmal dadurch entge-

hen, daß sie die Investitionsentscheidungen selbst in 

die Hand nahm. In diese Richtung drängten zunehmend die 

Gewerkschaften und einzelne Mitglieder der Regierung. 

Eine andere Lösung bestand darin, die Unternehmen wieder 

auf eine gewinnbringende Basis zu stellen. Diesen klas-

sisch-kapitalistischen Weg haben die "nationalen", vor-

nehmlich konservativen Regierungen ab 1931 bestritten. 

Dies gelang in der Stahlindustrie aufgrund des Schutz-

zolls, des vom Binnenmarkt getragenen allgemeinen wirt-

schaftlichen Aufschwungs und (ab etwa 1935/36) der mili-

tärischen Aufrüstung relativ einfach und schnell. In der 

Baumwollindustrie hingegen waren angesichts der extremen 

Exportabhängigkeit Lancashires und des scharfen Rück-

gangs des Welthandels in Textilien solch simple Lösungen 

nicht zur Hand. Der Binnenmarkt bot nur begrenzte zu-

sätzliche Absatzchancen; hier hatten die Importe, anders 

als im Eisen- und Stahlbereich, stets nur eine sehr ge-
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ringe Rolle gespielt. Im Gegensatz zur Entwicklung bei 

Stahl blieb die Baumwollbranche in den dreißiger Jahren 

von schwerer wirtschaftlicher Depression gekennzeichnet. 

Ihre schwache und zögernde Erholung von der Krise wurde 

1938 von einem erneuten Abschwung unterbrochen. 

IV. 

Das für unsere Belange zentrale Element der (außen-) 

wirtschaftspolitischen Umwälzung der Jahre 1931/32 ist 

die Einführung des Schutzzolls. "Conditional protection" 

sollte - so verkündete die Regierung jedenfalls - das 

Mittel sein, um die Stapelindustrien (in erster Linie 
c o 

die Eisen- und Stahl-, ferner die Baumwollindustrie) 

den notwendigen Reformen zu zwingen. Im Gegensatz zu den 

zwanziger Jahren, als die Regierung vornehmlich im Druck 

der Banken oder in dem mit Investitionsentscheidungen 

verbundenen Risiko den "Hebel" (Sir Horace Wilson) für 

Reformen gesehen hatte, verfügte Whitehall nun selbst 

über ein direktes Instrument zur Beeinflussung der Indu-

strie. 

Mehrere Autoren haben die Auffassung vertreten, daß die 

Regierung dieses Mittel entschlossen zur Förderung der 

industriellen Reorganisation eingesetzt hat. S.H.Beer 

etwa schreibt: "Only with the arrival of protection in 

1932 was the indispensable 'lever
1
 put into the Govern-

ment's hands and a deliberate policy of using it to 
59 

promote industrial reorganisation adopted". Von einer 

"bewußten Politik" jedoch kann keine Rede sein: 

1 ) Für die Baumwollindustrie stand diese Forderung immer 

nur auf dem Papier. Hier war die Bedeutung des Schutz-

zolls zu gering, als daß seine Gewährung oder Aufhebung 

ein wirkungsvolles Instrument zur Erzwingung organisato-

rischen Wandels hätte darstellen können. 

2) Mit den ersten Anzeichen einer wirtschaftlichen Erho-

lung wurde auch in bezug auf die Eisen- und Stahlindu-
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strie die vermeintliche Hebelwirkung der Tarife noch 

geringer als sie ohnehin schon war: Die Drohung mit der 

Aufhebung des Zolls, so erkannten die Industriellen (und 

einzelne Beamte) nur allzu bald, war eine leere Drohung. 

Die Regierung würde den Schritt nicht wagen, da sie vor 

den sozialen und wirtschaftlichen Konsequenzen einer 

solchen Maßnahme - erhöhte Arbeitslosigkeit und erneuter 

Niedergang der Industrie - zurückschrecken würde. Sie 

würde damit das Fundament ihrer eigenen Politik unter-

graben und sich um ihre Glaubwürdigkeit bringen, führte 

sie doch selbst den Aufschwung zu einem nicht unerhebli-

chen Teil gerade auf die Abschirmung des Binnenmarktes 

zurück. 

3) Der Schutzzoll für Eisen- und Stahlerzeugnisse wurde 

zwar zeitlich befristet und seine Verlängerung von Reor-

ganisationsmaßnahmen abhängig gemacht, doch lehnte das 

Board of Trade eine "direkte Verantwortung" für die Re-

organisation ab.^° "The Government cannot undertake the 

reorganisation of industry, but it can and should remind 

industry of its own responsibilities".^ 

4) Die politische Führung reichte die Aufgabe der Reor-

ganisation an das neu geschaffene Import Duties Advisory 

Committee (IDAC) und seinen Vorsitzenden, Sir George 

May, weiter. Dies hatte u. a. zur Folge, daß die Bank 

von England den Reorganisationsprozeß, soweit er einen 

koordinierten Neuaufbau und die Schaffung zentraler Ma-
6 2 

schinerie betraf ,nicht mehr entscheidend zu beeinflus-

sen vermochte. Das IDAC seinerseits - die Regierung hat-

te ihm Richtlinien für seine Arbeit nicht mit an die 

Hand gegeben - wollte den Industriellen zunächst völlige 

Autonomie bei der Erstellung eines Reorganisationsplanes 

einräumen*^, war jedoch schließlich über Sir Alfred 

Hurst, Mays rechte Hand, unmittelbar an der Ausarbeitung 

der Reformvorschläge beteiligt. 

Die Reorganisation der Stahlindustrie nahm, nicht zu-

letzt durch das Verhalten der Regierung mitbedingt, ei-

nen völlig anderen Verlauf als es sich Verantwortliche 

in den Ministerien Whitehalls (und in der Bank von Eng-
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land) vorgestellt hatten. Das Board of Trade scheint 

sich an den weitreichenden Plänen orientiert zu haben, 

die in den Empfehlungen des Sankey-Berichts, der ameri-

kanischen Beraterfirma Brassert und Bruce Gardners von 

der BIDC enthalten waren; sie alle befürworteten einen 

grundlegenden Neuaufbau der Industrie und deren Zusam-

menschluß in großen vertikalen Einheiten in ausgewählten 
64 

Regionen Großbritanniens. Die 1933/34 von der Industrie 

(mit Billigung des IDAC) unterbreiteten Vorschläge ziel-

ten nicht, wie im Board of Trade erhofft oder erwartet 

worden war, auf die Verbesserung der Wettbewerbsfähig-

keit, die Erhöhung der Produktivität oder organisatori-

schen Wandel, sondern drohten die bestehende Position 

der Industrie festzuschreiben. Kernpunkt ihrer Vorschlä-

ge war, so Sir Horace Wilson, eine "hundertprozentige 

6S 

Kartellierung""-' und die Stärkung der Preisverbände. "The 

line taken", bemerkte ein enttäuschter Runciman zu den 

Plänen, "seems to be not to concentrate on amalgamations 

or other processes of cutting out dead wood (implying 

painful treatment of individual interests) but to offer 

to the majority the seductive prospect of more comprehe-

nsive and more powerful price associations".^ 

Im Hintergrund dieser Differenzen standen gegensätzliche 

wirtschafts- und industriepolitische Strategien und un-

terschiedliche Einschätzungen der konjunkturellen Ent-

wicklung: Die Stahlerzeuger bauten (wie das IDAC) auf 

die Expansion des Binnenmarktes, dessen Möglichkeiten 

sie nicht ausgeschöpft sahen; Runciman hingegen setzte 

stärker auf den Export, war er doch überzeugt, daß sich 
C rj 

der "home market" dem "saturation point" näherte. Das 

IDAC begünstigte die großen stahlerzeugenden Konzerne 

und die integrierten Werke; über eine höhere Auslastung 

ihrer Anlagen sollte die Modernisierung der Industrie 

auf Kosten der reinen Walzwerke und kleineren Firmen 

vorangetrieben werden. Runciman wollte demgegenüber 

stärker die Belange der ausfuhrabhängigen Verbraucher 

(häufig kleinere Betriebe) berücksichtigt sehen. 

Der Minister versuchte nun keineswegs, das Steuer herum-

zuwerfen, sondern empfahl lediglich, der Industrie die 
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Bedenken der Regierung mitzuteilen - vorausgesetzt, das 

IDAC teile die Vorbehalte. Wenn die Industrie sich - und 

dieser Meinung war ganz offenbar auch Neville Chamber-

lain - mit großer Mehrheit darüber einig sei, was sie 

wolle, sehe die Regierung keine Alternative, als dem 
68 

zuzustimmen. 

Die Regierung konzentrierte ihre Erwartungen zunehmend 

auf den "Independent Chairman" des Executive Committee 

der neuen British Iron and Steel Federation, die 1934 an 

die Stelle der NFISM trat. Der Vorsitzende des Verbandes 

sollte der Stahlindustrie die für die Reorganisation 
69 

erforderliche "effective leadership" geben. * Neville 

Chamberlain und Walter Runciman haben die Führer der 

Industrie wiederholt wissen lassen, welche Bedeutung sie 

der Wahl des Chairman beimaßen. Hinsichtlich seiner Qua-

lifikation und seiner Auswahl haben sie der Industrie 

bestimmte Auflagen gemacht und klargestellt, daß er das 

Vertrauen der Regierung haben müsse und daß diese nicht 
70 

jeder Nominierung zustimmen könne. Bei der schließli-

chen Bestellung Sir Andrew Duncans - seine Ernennung 

war, wie die im Besitz der BSC befindlichen Archivbe-

stände einzelner Stahlunternehmen zeigen, unter den In-

dustriellen höchst umstritten - hat Schatzkanzler Nevil-

le Chamberlain neben Montagu Norman eine wichtige Rolle 

gespielt. 

Mit der wirtschaftlichen Erholung der Stahlindustrie 

schienen grundlegende Reformmaßnahmen weniger dringlich. 

Andere Fragen wie etwa die Koordination ihrer Expansion 

und die Preispolitik rückten in den Vordergrund. Unter 

der geschickten Leitung Sir Andrew Duncans - und auf dem 

Hintergrund der wirtschaftlichen Belebung - schloß 

schließlich auch W. Runciman seinen Frieden mit der In-

dustrie. Ein ähnlicher Meinungsumschwung vollzog sich in 

der Bank von England und bei den Verantwortlichen des 

SMT. Zwar wurde das Ausbleiben einer umfassenden Reorga-

nisation - mit seinen negativen Auswirkungen auf Preise, 

Verbraucher und internationale Wettbewerbsfähigkeit -

moniert; bereits Anfang 1934 jedoch hatte der Gouverneur 
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der Notenbank eingeräumt, daß die Stahlindustrie "more 

prosperous" als früher sei und "no doubt a certain a-

mount of piecemeal improvement" stattfinde. Von Bruce 

Gardner war zu hören, daß Großbritannien "das einzige 

Land" sei, in dem die Industriellen ihr Geld nicht "rec-
71 

klessly" für Reorganisationszwecke "vergeudet" hätten. 

Sehr früh wurde in den Sitzungen des SMT vermerkt, daß 

die britische Stahlindustrie die schwere Depression bes-

ser und rascher überwand als die meisten Industrien des 

Festlandes. Trotz aller Vorbehalte gegenüber Gang und 

Richtung der Reorganisation: Der Zentralverband bot im-

merhin einen (wenngleich fragwürdigen) Rahmen für die 

noch zu leistende "technische" - über die bislang bloß 

"administrative" hinausgehende^
2
 - Reorganisation. Der 

neue Chairman schien aufgrund seines Prestiges und sei-

ner Fähigkeiten in der Lage, den für koordinierte Maß-

nahmen notwendigen Konsens innerhalb der Industrie her-

zustellen und die Regierung von der früher gegebenen 

Gefahr zu befreien, in komplexe innerindustrielle Gegen-
73 

sätze verwickelt zu w e r d e n .
J 

Die Regierung hat ihre grundsätzliche Haltung und ihr 

Verständnis von der Rolle des Staates bei der Reorgani-

sation der Industrie Mitte 1935 in ihrer Erwiderung auf 

die "New Deal"-Pläne Lloyd Georges umrissen. Diese sahen 

u.a.die Schaffung eines "National Development Board" 

vor, der seinerseits eine "kontrollierende Behörde" für 

die Baumwollindustrie und einen "Iron and Steel Board" 

ins Leben rufen sollte. Letzterem war die Aufgabe zuge-

dacht, die Stahlbranche zu "übernehmen" und ihre Politik 
7 4 

zu "planen". Die Regierung erblickte in solchen Vor-

schlägen "the abandonment of private enterprise" und 

stellte demgegenüber die Stahlindustrie als "striking 

example" ihrer erfolgreichen Industriepolitik und ihrer 

Methode heraus, das Problem der Reorganisation zu be-

werkstelligen, einer Methode, die nicht auf Zwang oder 

zentraler Leitung, sondern auf Förderung oder Unterstüt-

zung spontaner, von der Industrie ausgehender Entwick-

lung beruhe. Als konkrete Beweise führte sie den Bau der 

Corby —Werke, die Rekonstruktion der Stahlwerke in Car-

diff, Scunthorpe und Wartington sowie den Zusammenschluß 
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75 der "stainless steel undertakings" an. Diese Neuerungen 

freilich waren, wie die Regierung hier selbst einräumte, 

nur indirekt auf staatliches Handeln zurückzuführen, 

insoweit nämlich nur, als sie durch ihre allgemeine 

Wirtschafts- und Währungspolitik (Schutzzoll, "confiden-

ce", "cheap money" ...) zum wirtschaftlichen Aufschwung 

beigetragen und - als Voraussetzung für technische Reor-

ganisation und Investitionen - die Gewinnerwartungen und 

die Ertragslage der Unternehmen auch konkret verbessert 

hatte. Sie waren nicht, darauf kommt es hier an, auf das 

sehr locker gehandhabte Junktim zwischen Schutzzoll und 

Reorganisation zurückzuführen. Ohnehin hatte die Regie-

rung, was oft vergessen wird, im Mai/Juni 1934 die zeit-

liche Befristung der Stahltarife aufgehoben und damit 

ihren angeblichen "Hebel" (S.H.Beer) aus der Hand gege-

ben . 

V. 

Im Unterschied zur Stahlindustrie, deren Modernisierung 

bereits vor 1914 Gegenstand öffentlicher Debatten gewe-

sen war, wurde die Reorganisation der Baumwollindustrie 

erst gegen Ende der zwanziger Jahre ein Thema der inne-

ren Politik. Hatte man zunächst versucht, den Schwierig-

keiten der Branche mit Fusionen beizukommen, so rückte 

mit der Weltwirtschaftskrise das Problem der Überkapazi-

täten in den Vordergrund, das für die dreißiger Jahre 

bestimmend blieb. Anfang 1931 belief sich die Ausla-

stungsquote bei den Spinnereien auf nur etwa 58 %t bei 

den Webereien auf lediglich 49 % und bei den Betrieben 

der Ausrüsterei auf 55 %. Bei der Lancashire Cotton 

Corporation waren zwischen Mai 1930 und Juni 1931 im 

Durchschnitt gar nur etwa 20 % der Anlagen (einschließ-

lich der stillgelegten Werke) in Betrieb. 

Es gab in der Baumwollindustrie eine Reihe spezifischer 

Faktoren, die der Aufstellung und Durchführung eines 

abgestimmten Reorganisationsplanes im Wege standen. Der 

horizontale Aufbau und die vertikale Spezialisierung, 
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die große Zahl der Betriebe und die nach Sektionen und 

Unternehmen sehr unterschiedliche wirtschaftliche Lage 

erschwerten ein konzertiertes Vorgehen. In der "amerika-

nischen" Sektion klafften technische Qualität und finan-

zielle Situation der Firmen auseinander: Während sich 

die am besten ausgerüsteten Firmen im kurzen Boom der 

Nachkriegszeit hoch verschuldet hatten (sie waren die 

Hauptspekulationsobjekte gewesen), konnten die weniger 

effizienten, kleineren, aber weithin schuldenfreien Un-

ternehmen selbst bei sinkenden Preisen und einem niedri-

gen Auslastungsgrad einigermaßen rentabel arbeiten. Hier 

liegt der ökonomische Kern des oft beschworenen Indivi-

dualismus und Widerstandes der Kleinunternehmer gegen 

"kollektive" Maßnahmen oder gegen zentralisierte Kon-

trolle. Aufgrund des scharfen Wettbewerbs wurden Garne 

auf dem offenen Markt unter Gestehungskosten angeboten. 

Das ließ Fusionen zwischen Spinnereien und Webereien als 

wenig lukrativ erscheinen. 

Das allgemeine Ziel aller Reformmaßnahmen war im Grunde 

wenig umstritten: "the producer, whether employer or 

employed", hatte H.G.Hughes, Direktor des Joint Commit-

tee of Cotton Trade Organisations (JCCTO) 1937 geschrie-

ben, "must be given a fair return - in the case of the 

employer, enough to cover his actual costs and provide 

for replacement or renewal of plant; in the case of the 

operative, a wage comparable with those earned in other 

British industries and enough to attract young people 
7 f\ 

into the industry". Scharfe Differenzen jedoch gab es 

darüber, wie das Anliegen zu verwirklichen und was der 

beste Weg sei, um die Industrie wieder auf eine gesunde 

Grundlage zu stellen. Uneinigkeit bestand vor allem da-

rüber, welche Maßnahme als erste in Angriff genommen 

werden sollte. Hier reichte die Palette der Vorstellun-

gen von Fusionen und technischer Neuausrüstung der Be-

77 
triebe' mit Ringspindeln und automatischen Webstühlen 

über den Abbau der Kapazitäten bis hin zum Abschluß 

restriktiver Abmachungen über Preise, Produktion und 

Märkte. Beim Kapazitätsabbau wiederum setzten einige auf 

koordiniertes Vorgehen (z.B. über eine Abgabe auf die 

Produktion), andere hingegen (lange Zeit die Mehrheit; 
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z.B. H.Lee oder T.D.Barlow, auch die meisten Kaufleute) 

bevorzugten eine Zermürbungsstrategie ("war of attri-

tion").
78 

Angesichts der Unfähigkeit der Industrie, sich auf ein 

Konzept zu einigen, fiel "außerhalb" der Industrie ste-

henden Institutionen eine Schlüsselrolle zu. Aufgrund 

ihrer Rivalitäten und der unterschiedlichen Ausstattung 

der bei ihnen verschuldeten Betriebe sahen sich die Ban-

ken zu konzertiertem Vorgehen nicht in der Lage. Seit 

der großen Krise traten auch sie vornehmlich für Kapazi-

tätsabbau ein; sie waren jedoch nur widerwillig (oder 

gar nicht) bereit, ihre Macht einzusetzen, um Fabriken 

zu schließen. Kapazitätsabbau sollte möglichst über eine 

Abgabe auf die Produktion erfolgen: Auf diese Weise floß 

zumindest ein Teil des investierten Kapitals direkt an 
79 

sie zurück. 

Blieb als zentrale Agentur die Regierung: Sie konnte per 

Gesetz die erforderliche Einheit herstellen. Im Unter-

schied zu den zwanziger Jähen verlangten nunmehr führen-

de Repräsentanten der Industrie selbst eine aktivere 

Rolle des Staates. Beim Board of Trade, als dem zustän-

digen Ministerium, war 1930/31 der Abbau überschüssiger 

Anlagen an die Spitze der Prioritäten getreten. Art und 

Umfang staatlichen Engagements freilich sollten präzise 

umgrenzt werden. Runciman sagte 1932 im Zuge der Bera-

tungen über die Vorschläge des Joint Committee of Cotton 

Trade Organisations lediglich zu, von einer Mehrheit der 

Industriellen getragene Pläne zur Konzentration der Pro-

duktion und zum Kapazitätsabbau gegebenenfalls dem Par-

lament vorzulegen, um eine eventuell erforderliche Ab-

gabe auf die Produktion verbindlich zu machen. Das Mini-

sterium ging äußerst behutsam vor. Angesichts der Diffe-

renzen in Lancashire und der Konsequenzen (höhere Ar-

beitslosigkeit) der von ihm befürworteten Maßnahme moch-

te es politisch klüger scheinen, im Hintergrund zu blei-

ben und zu versuchen - das war die Taktik Horace Wilsons 

und Walter Runcimans -, über "moral suasion" und infor-

mellen Druck führende Repräsentanten der Industrie 

selbst (oder die Banken) für die nach Ansicht der Regie-
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rung erforderlichen Maßnahmen und deren Verteidigung 

nach innen (gegenüber den übrigen Industriellen) zu ge-

winnen - Maßnahmen, die allzu häufig den eigenen Priori-

täten Whitehalls - nicht denen der Industrie - entspra-

chen . 

Spätestens 1932 stellte sich heraus, daß sich über um-

fassende, sektionsübergreifende, auf die gesamte Branche 

abzielende Reformpläne in Lancashire keine Einigung er-

zielen ließ. Nur über begrenztere Projekte einzelner 

Sektionen schien ausreichende Übereinstimmung herstell-

bar. Erst 1937 wurde wieder ein Gesamtplan vorgelegt. 

Während der Amtszeit Runcimans (1931/1937) vermochten 

nur die Spinner die Unterstützung des Gesetzgebers zu 

erhalten. Der Cotton Spinning Industry Act von 1936 sah 

vor, daß über Anleihen und eine Abgabe auf die Produkti-

on überschüssige Spindeln und Anlagen ausgeschaltet wer-

den sollten. Das Board of Trade war ermächtigt, für die 

Finanzierung des Unternehmens Geld zu einem Zinssatz von 
Oq 

2,5 % zur Verfügung zu stellen. 

Pläne, die auf "pools and quotas" oder auf die Schaffung 

mit gesetzlichen Vollmachten ausgestatteter Behörden 

abzielten, stießen auf Ablehnung. Im Vorfeld der Bera-

tungen des Cotton Spinning Industry Act hatte das Board 

of Trade die Prioritäten der Spinner umgekehrt: Der Ka-

pazitätsabbau (statt Fusionen) rückte an die erste Stel-

le. Runciman verwarf Vorschläge der Drucker und Färber, 

die eine Aufteilung der Produktion unter den bestehenden 

Firmen, eine obligatorische Abgabe für den Kauf von Quo-

ten, die Firmen gehörten, die ihre Betriebe schließen 

wollten, vorsahen, und nach denen neuen Firmen der Ein-

tritt in die Industrie nur über eine von einem unabhän-

gigen Board erteilte Lizenz gestattet werden sollte. 

Solche Vorstellungen drohten den Unternehmensgeist zu 
O 

hemmen und zur Erstarrung der Industrie zu führen. 

Überhaupt stellten sich Runciman und einige Beamte 

seines Ministeriums gelegentlich entschieden den Tenden-

zen der Zeit entgegen, die immer stärker in Richtung 

Preis- und Produktionskontrolle, Einschränkung des Wett-
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bewerbs, Bildung von Monopolen und zunehmender staatli-

cher Intervention wiesen. Runciman pries weiterhin die 

Tugenden des Wettbewerbs^f u n d <jas Board of Trade er-

teilte den Vorstellungen der "Enablers" und "Planners", 

die im Parlament (vor allem unter jüngeren Konservativen 

wie etwa H.Macmillan und H.Molson), in der Industrie und 

in der Öffentlichkeit (Industrial Reorganisation League, 

Political and Economic Planning) auf beachtliches Inter-
8 3 

esse stießen , eine klare Absage. Das unmittelbare Er-

gebnis von "Enabling", so wandte das Ministerium ein, 

sei die Schaffung einer Reihe staatlich sanktionierter 

Monopole, ausgestattet mit Vollmachten, deren Effekt 

darin bestehen müsse, "to restrict enterprise and deve-

lopment". Die nächste Stufe, so das Board of Trade, wäre 

"constant interference with those monopolies under Par-
84 

liamentary instructions". 

Hier trat unter der Regierung Chamberlain (ab Mai 1937) 

und Runcimans Nachfolger O.Stanley ein Wandel ein. Stan-

ley kümmerte sich stärker als Runciman um die Belange 

Lancashires, drängte, durch außenpolitische Erwägungen 

wesentlich mitbestimmt (Herausforderung durch die fa-
85 

schistischen Systeme) , ganz generell auf größere orga-

nisatorische Geschlossenheit der britischen Industrie 

und war eher als sein Vorgänger bereit, die Mittel des 

Staates einzusetzen. Der spätere Cotton Industry (Reor-
86 

ganisation) Act von 1939 folgte in wichtigen Punkten 

den - 1935 vom Board of Trade verworfenen - Gedankengän-
o 7 

gen der "Enabler", denen Stanley nahestand. Auf die 

Baumwollindustrie trafen die gedanklichen Voraussetzun-

gen und Beobachtungen dieser Gruppe (Preisunterbietung, 

"cut-throat competition", unrentables Wirtschaften, 

Scheitern freiwilliger Maßnahmen) in ganz besonderer 

Weise zu, und auch ihre Rezepte (gesetzliche Zwangsmaß-

nahmen gegen Minderheiten, Mindestpreise und Produkti-

onseinschränkung als Voraussetzung ökonomischer Gesun-

dung) schienen - zumindest vordergründig betrachtet 

eine Lösung für die Probleme dieses Industriezweiges 

darzustellen. 
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Der Cotton Industry (Reorganisation) Act sollte einen 

Rahmen für die Selbstorganisation und Selbsthilfe der 

Industrie ("industrial self-government") bilden. Er ist 

in enger Zusammenarbeit zwischen den Repräsentanten der 

Industrie und den Beamten Whitehalls erstellt worden. 

Das Board of Trade hatte dem für die Ausarbeitung der 

Vorschläge verantwortlichen JCCTO zwar Auflagen und Ori-

entierungspunkte mit auf den Weg gegeben; die Bestimmun-

gen des Gesetzentwurfs waren jedoch letztlich, wie Stan-

ley dem Kabinett mitteilte, "eine Übersetzung der Vor-
88 

Schläge des Joint Committee in rechtliche Form". Vor 

der Einbringung des Gesetzentwurfes im Parlament wurde 

in der Industrie eine Abstimmung über die Vorschläge 

durchgeführt. Auch die Gewerkschaften stimmten den Plä-

nen zu. Das Hauptanliegen war, die Baumwollbranche über 

gesetzlich verankerte Mindestpreise und den Abbau von 

Kapazitäten wieder auf eine gewinnbringende Basis zu 

stellen. Das Ziel der wirtschaftlichen Gesundung wollte 
man von der Produktionsseite, nicht vom Exportsektor her 

89 

angehen : "no genuine expansion of the export trade is 

possible, unless producers generally can be placed upon 

a firm economic basis ... Lancashire cannot afford to 
90 

export at a loss indefinitely". Die Gewinne sollten 

gleichsam in einem zweiten Schritt die dringend erfor-

derliche technische Neuausstattung der Unternehmen und 

die Verbesserung ihrer Wettbewerbsfähigkeit ermöglichen, 

schien doch das Beispiel der Eisen- und Stahlindustrie 

zu zeigen, daß Fortschritte bei der technischen Neuaus-

rüstung nur erzielt würden, wenn, wie der Economist 

schrieb, die "Industriellen den soliden Grund von Profi-
91 

ten unter ihren Füßen spüren". Die Frage aber war, ob 

die Stahlindustrie angesichts der bei ihr völlig anders 

gelagerten Verhältnisse ein Beispiel sein konnte. Ferner 

wandten die "Opposition" und die Kaufleute gegen die 

Vorschläge JCCTO ein, daß Mindestpreise keine Lösung für 

einen Erwerbszweig darstellten, der noch Ende der 

dreißiger Jahre zu etwa 50 % vom Export abhängig und auf 

den Weltmärkten starker Konkurrenz bei schrumpfenden 

Märkten ausgesetzt war. Auch drohte sich ein Widerspruch 

zwischen Mindestpreisen und Kapazitätsabbau aufzutun. 

Baumwollindustrie und Regierung liefen Gefahr, sich in 116 



ähnliche Widersprüche zu verwickeln, wie sie beim Berg-

bau zu beobachten waren. Dort zeigte sich, daß der An-

reiz zu Zusammenschlüssen um so geringer war, je erfolg-

reicher die "marketing schemes" f u n k t i o n i e r t e n . ^ Ana-

log dazu drohte in der Baumwollindustrie die Neigung zur 

Stillegung von Kapazitäten um so niedriger zu sein, je 

erfolgreicher das Mindestpreissystem sein würde - vor-

ausgesetzt, es erwies sich als erfolgreich. Die Probe 

aufs Exempel freilich ist in der "cotton industry" nicht 

gemacht worden, weil der Ausbruch des Krieges das In-

krafttreten des Gesetzes verhinderte. 

VII. 

Fassen wir zusammen: Die Reorganisation der Industrie 

trug ebenso wie der Schutzzoll mit dazu bei, ein neues 

Verhältnis zwischen Industrie und Regierung zu begrün-

den. Nicht ein "tripartistischer Korporatismus", wie ein 

93 

Autor gemeint hat , zeichnete sich ab, wohl aber schien 

Großbritannien auf dem Wege zu einer vertrauensvolleren 

Zusammenarbeit zwischen Staat und Industrie, die eine 

lange Periode gegenseitigen Unverständnisses, der Indif-
94 

ferenz und der Gegensätze ablöste. 

Form und Ausmaß staatlichen Engagements waren in den 

einzelnen Industriezweigen sehr unterschiedlich: 

1) im Kohlebergbau direkte Involvierung mit der gesetz-
95 

liehen Vollmacht und der Bereitschaft , Zusammenschlüs-

se zu erzwingen; 

2) im Schiffbau hingegen minimale Beteiligung des Staa-

tes. Hier nahm die Industrie selbst mit Unterstützung 

der Bank von England die Aufgabe in die Hand, Kapazitä-

ten abzubauen und die Produktion in einer kleineren An-

zahl größerer Einheiten zu konzentrieren; 

3) in der Stahlindustrie erfolgte die Einwirkung der Re-

gierung auf die Industrie indirekt über das IDAC, das 
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eine allgemeine, jedoch sehr nachsichtige Oberaufsicht 

über die Industrie ausübte. Dies war sicher kein "system 

of quasi-State control", wie N.K.Buxton gemeint 

hat*
6
. 

In der Baumwollindustrie intervenierte die Regierung 

spät mit den Gesetzen von 1936 und 1939. Obwohl das 

Gesetz von 1939 nur einen Rahmen für die "Selbst-Organi-

sation" der Industrie darstellte, näherte sich die Baum-

wollindustrie dem Typ direkter staatlicher Involvierung 

wie beim Bergbau an. Die Regierung hat hinter den Kulis-

sen aktiver gewirkt als nach außen erkennbar war. Entge-

gen der oft zitierten These S.H.Beers jedoch hat sie die 

Reorganisation der hier untersuchten Industriezweige 

nicht entschlossen oder wegweisend beeinflußt. Sie hat 

zwar viel taktisches Geschick gezeigt, aber wenig poli-

tischen Mut und wenig Gestaltungswillen bewiesen. Die 

Einflußnahme erfolgte in indirekter oder informeller 

Form. Ihre wesentliche Aufgabe sah die Regierung darin, 

günstige Rahmenbedingungen für die - von den wirtschaft-

lichen Akteuren selbst zu bewerkstelligende - Reorgani-

sation zu schaffen. 

Die Stahlindustrie war 1939 zweifellos moderner und ef-

fizienter als 1919 oder 1932. Organisatorischer Wandel 

hatte stattgefunden, die Anlagen waren technisch verbes-

sert, neue Werke (z.B. in Corby) errichtet worden oder 

im Entstehen begriffen. Die Verbesserungen waren jedoch 

nur mittelbar auf staatliches Handeln zurückzuführen. 

Ob, wie Duncan Burn gemeint hat, die Industrie Anfang 

der dreißiger Jahre eine historische Chance zum grundle-
97 

genden Neuaufbau verpaßt hat , wird umstritten bleiben. 

Daß die "Reorganisation" eine Richtung nahm, die auf in-

nere und äußere Kartellierung (nicht auf einen Neuauf-

bau) abzielte, ist mit auf das Verhalten der Regierung 

zurückzuführen. 

Der Baumwollindustrie ging es darum, erst einmal eine 

feste Grundlage für ihre Erneuerung und Modernisierung 

zu gewinnen. Technische Neuausrüstung nennenswerten Aus-

maßes unterblieb. Sie war gebunden an den strukturellen 

Wandel9®und erst zu erwarten, wenn Kapazität und Absatz, 
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Kosten und Ertrag im Einklang miteinander standen. Die 

von ihren Problemen in Atem gehaltenen Sektionen und 

Unternehmen legten Pläne vor, die darauf hinausliefen, 

die Last der Anpassung auf die anderen Gruppen der Indu-

strie abzuwälzen. Gewaltig freilich war der - mit Unter-

stützung der Regierung erfolgte - Schrumpfungsprozeß, 

hinter dem sich viel soziales Elend verbarg. Der Abbau 

der Kapazitäten belief sich zwischen 1919 und 1939 bei 

den Spinnereien auf 38 %t bei den Webereien gar auf 4356. 

Er reichte dennoch nicht aus, die Branche von ihren 

überschüssigen Anlagen zu befreien. 

Ein zentrales Dilemma lag für die Regierung darin, daß 

Rationalisierung in den alten Stapelindustrien kurz- und 

mittelfristig die Arbeitslosigkeit erhöhte, mochte sie 

auch langfristig Beschäftigungsmöglichkeiten sichern 

helfen. Der Zirkel von "rationalisation and technologi-

cal unemployment" ( T . E . G r e g o r y h ä t t e , wenn überhaupt, 

wohl am ehesten durch eine umfassende regionale Struk-

turpolitik durchbrochen werden können, und es ist sicher 

eine große Schwäche, daß die diesbezüglichen Ansätze 

allzu bescheiden geblieben sind. Freilich muß der Regie-

rung zugebilligt werden, daß auch "fortschrittliche" 

Denker wie Keynes dieser Frage kaum Aufmerksamkeit ge-

schenkt haben, der lange vorherrschende "Glaube an die 

Beherrschbarkeit von Wirtschaftskrisen" oder ihre Behe-

bung über staatliche Maßnahmen durch die Erfahrung der 

zweiten Weltwirtschaftskrise dieses Jahrhunderts (ab 

1973/74) erschüttert i s t ^ ^ und es in den dreißiger Jah-

ren mit der Ausnahme Schwedens keinem Land gelungen ist, 

das Arbeitslosenproblem wirkungsvoll und human zu lö-
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